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Verwaltungsrechtlicher Vertrag

betreffend Mehrwertausleich

(§ 105 a Planungs- und Baugesetz)

zwischen

der Einwohnergemeinde      , Adresse
handelnd durch den Gemeinderat      , dieser vertreten durch Gemeindepräsident/in und Gemeindeschreiber/in
und 
Grundeigentümer/in, Geburtsdatum, Heimatort wohnhaft in Adresse, Eigentümer/in des Grundstückes Nr.      , Grundbuch      
1. Ausgangslage

Um- oder Aufzonungen können den Wert eines Grundstückes erheblich erhöhen. § 105 Abs. 1 des Planungs- und Baugesetzes des Kantons Luzern (PBG) sieht deshalb vor, dass Grundeigentümer, deren Land durch eine Änderung der Bau- und Zonenordnung oder den Erlass oder die Änderung eines Bebauungsplanes (Planänderung) einen Mehrwert von über 100'000 Franken erfährt, eine Mehrwertabgabe zu entrichten haben. 
§ 105a Abs. 1 PBG ermächtigt die Gemeinden, bei Um- und Aufzonungen in Gebieten mit Bebauungs- oder Gestaltungsplanpflicht sowie bei Erlass oder Änderung eines Bebauungsplanes anstelle der Veranlagung einer Mehrwertabgabe mit den Grundeigentümern einen verwaltungsrechtlichen Vertrag abzuschliessen. 

Der vorliegende verwaltungsrechtliche Vertrag regelt den Mehrwertausgleich für das Grundstück Nr.      , Grundbuch      . Grundsätzlich beträgt die Abgabe bei Um- und Aufzonungen in Gebieten mit Bebauungs- oder Gestaltungsplanpflicht sowie bei Erlass oder Änderung eines Bebauungsplanes 20 Prozent des Mehrwerts (§ 105b Abs. 1 PBG). Der Mehrwert entspricht gemäss § 105b Abs. 2 PBG der Differenz zwischen dem Verkehrswert des Landes mit und ohne Planänderung. Der Wert der zu vereinbarenden vertraglichen Leistungen, die auch in anderer Form als in Geldleistungen erbracht werden können, orientiert sich an der Höhe der Mehrwertabgabe von 20 Prozent. Abweichungen nach unten oder oben sind möglich (§ 31f der Planungs- und Bauverordnung).
2. Feststellung Mehrnutzung 
[Kurze Darlegung der Ausgangslage und der Planung bzw. des Vorgangs, der die Mehrwertabgabe auslöst z.B.] 
Das Grundstück Nr.      , Grundbuch      , befindet sich aktuell in der Zone      . Aufgrund des Bebauungsplanes [Varianten: Gestaltungsplan; Anpassung der Nutzungsvorschriften (Aufzonung)] kann auf dem Grundstück Nr.      , Grundbuch      , das Projekt       realisiert werden. Damit entsteht im Vergleich zur heutigen Nutzungsmöglichkeit für den Grundeigentümer ein planerischer Mehrwert gemäss Planungs- und Baugesetz des Kantons Luzern. Das Projekt sieht vor, [kurzer Projektbeschrieb]
3. Feststellung Mehrwert 

Die Gemeinde       und der Grundeigentümer stellen übereinstimmend fest, dass gestützt auf diese planungsrechtlichen Anpassungen für das Grundstück ein Mehrwert gemäss § 105 PBG von mehr als 100'000 Franken entstehen wird und deshalb grundsätzlich eine Mehrwertabgabe geschuldet ist. 
Kurze Darlegung der durchgeführten Abklärungen (z.B. Schätzung, Expertisen, Herleitung des Mehrwerts) für die Ermittlung des Mehrwerts 
Die Mehrwertabgabe würde gemäss Beurteilung ungefähr einen Wert von       Franken erreichen.
4. Art und Umfang der Mehrwertabgeltung 
Der Grundeigentümer verpflichtet sich im Rahmen der Realisierung des vorstehend beschriebenen Projektes anstelle der gesetzlich vorgesehenen Mehrwertabgabe und damit in Abgeltung des planungsrechtlichen Mehrwertes folgende Leistungen zu erbringen:
[Detaillierte Umschreibung der Leistungen des Grundeigentümers. Gemäss Gesetz sind folgen-de, nicht abschliessend aufgezählte Leistungen, welche in einem konkreten Zusammenhang mit dem Bauprojekt stehen, denkbar:]
· die Beteiligung an der Infrastruktur, insbesondere an der Förderung des öffentlichen Verkehrs und der Zugänglichkeit seiner Haltestellen,

· die Beteiligung an der Gestaltung des öffentlichen Raums, insbesondere an der Erstellung und Gestaltung von Parks, Plätzen und anderen öffentlich zugänglichen Freiräumen, Grünanlagen und Erholungseinrichtungen,

· die Beteiligung an öffentlichen Einrichtungen und Anlagen von kommunaler Bedeutung für Soziales, Gesundheit, Bildung und erneuerbaren Energien, 

· der Abtausch oder die Abtretung von Grundstücken oder Grundstücksteilen, die Einräumung von Bau- oder Nutzungsrechten für Bauten und Anlagen im öffentlichen Interesse

· die Schaffung von preisgünstigem Wohnraum,

· die Verpflichtung zur Überbauung innert einer bestimmten Frist,

· die Vereinbarung eines Kaufrechts zugunsten des Gemeinwesens im Fall der Nichtüberbauung,

· die Verteilung der Planungskosten, die Finanzierung von Machbarkeitsstudien, Studienaufträgen und Wettbewerben.
Die vom Grundeigentümer zu erbringenden Sach- oder Dienstleistungen sind betraglich zu beziffern. Das bedeutet, dass sich die Vertragsparteien auch über den Wert der vertraglich vereinbarten Abgeltung einigen müssen. Dies dürfte auch für die Genehmigung der Vereinbarung durch den Gemeinderat und auch die Kenntnisnahme im Einwohnerrat oder der Gemeindeversammlung dienlich sein und bildet eine Grundlage für den Abzug im Steuerrecht (vgl. Ziff. 6).  
5. Fälligkeit der Leistungen 

[Die Erbringung der Leistungen des Grundeigentümers müssen zeitlich in Bezug zum Baufort-schritt definiert werden.]
6. Verhältnis zum Steuerrecht

Mehrwertabgaben sind anrechenbare Aufwendungen bei der Grundstückgewinnsteuer und geschäftsmässig begründeter Aufwand bei den ordentlichen Steuern. Das gilt auch für einen vertraglich festgelegten Mehrwertausgleich bis höchstens 30 Prozent des Mehrwerts der Planänderung (§ 105g PBG).
Die Beurteilung der Anrechenbarkeit der vertraglichen Leistungen aus dem vorliegenden Vertrag im entsprechenden Steuerverfahren bleibt vorbehalten.
7. Überbindung auf Rechtsnachfolger
Der Grundeigentümer verpflichtet sich, den vorliegenden verwaltungsrechtlichen Vertrag auf allfällige Rechtsnachfolger zu überbinden, inklusive dieser Überbindungsklausel. Vorbehalten bleiben Abgeltungsleistungen gemäss Ziff. 4 vorstehend, welche im Zeitpunkt der Vertragsüberbindung durch den Grundeigentümer bereits erfüllt worden sind. Die Gemeinde muss vom Grundeigentümer über vertraglich vereinbarte Handänderungen innert 5 Tagen seit der Vertragsunterzeichnung unter Bekanntgabe des neuen Grundeigentümers schriftlich informiert werden. 
8. Schlussbestimmungen

a) Ausfertigungen

Der vorliegende verwaltungsrechtliche Vertrag wird in vier Exemplaren, je zwei Exemplare für die Vertragsparteien, ausgefertigt.
b) Genehmigungsvorbehalt
In jedem Fall vorbehalten bleiben die Vorschriften der Gemeindeordnung.

Diese Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung zur Planänderung durch die Stimmberechtigten an der Urnenabstimmung vom       [Varianten: an der Gemeindeversammlung vom …../ an der Sitzung des Einwohnerrats vom …]. Bei einer Ablehnung durch die Stimmberechtigten [Variante: den Einwohnerrat] kann der Eigentümer keinerlei finanzielle Ansprüche gegen die Gemeinden geltend machen. 

c) Kosten

Die Kosten für die Erstellung des Vertrages werden hälftig geteilt. 
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